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27. 11. 75 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd), Dreyer, Dr. Narjes, 
Dr. Müller-Hermann, Dr. Jobst, Sick, Dr. Dollinger, Dr. Riedl (München) 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Aktivität von Staatsunternehmen der Länder des Ostblocks 
auf den nationalen und internationalen Verkehrsmärkten 


Das Anwachsen der Handelsbeziehungen und des Warenaus- 
tausches westlicher Industrienationen mit den Staatshandels- 
ländern des Ostblocks hat zu neuen Entwicklungen auf den 
Transportmärkten geführt. Davon sind auch die Verkehrsunter- 
nehmen der Bundesrepublik Deutschland insbesondere in den 
Bereichen Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt, Straßengüterverkehr, 
Spedition und Transportversicherungs wesen nachhaltig betrof- 
fen. Denn ihre Marktposition und Wettbewerbsfähigkeit wird 
maßgeblich dadurch beeinträchtigt, daß die staatlichen Ver- 
kehrsunternehmen des Ostblocks - ohne Rücksicht auf die Kal- 
kulationselemente einer Marktwirtschaft - mit nicht marktkon- 
formen Verhaltensweisen auf den Verkehrsmärkten auf treten. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Seeschiffahrt 

1. Hat die Bundesregierung konkrete Erkenntnisse darüber 
gewinnen können 

a) unter welchen Bedingungen in der Preis-, Mengen- und 
Konditionenpolitik die Staats-Reedereien der Ostblock- 
länder im Vergleich zu westlichen Seeschiffahrtsunter- 
nehmen arbeiten? 

b) in welchem Umfang die Staats-Reedereien Frachtraten- 
Unterbietungen (Dumping) in ihrer Preispolitik betrei- 
ben? 

2. Wie hat sich in den vergangenen Jahren der Anteil der 
Staatshandelsländer des Ostblocks 

a) am internationalen Warenaustausch mit Ländern außer- 
halb des Ostblocks, 

b) an der gesamten Seeschiffstonnage in der Welt, 

c) am weltweiten Auftragsbestand für Seeschiffe 
entwickelt, und welche Ursachen und Motive vermutet die 
Bundesregierung hinter dieser Entwicklung? 
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3. Wie beurteilt die Bundesregierung 

a) die Flottenausbau-Politik der Staatshandelsländer des 
Ostblocks, insbesondere der UdSSR und ihre Auswir- 

. kungen auf die Struktur und Marktordnungen der See- 
; yerkehrsmärkte? 

b) die Möglichkeiten deutscher Reedereien im Transport 
des seewärtigen Außenhandels der Staatshandelsländer 
des Ostblocks auf der Basis der Gegenseitigkeit und 
der Meistbegünstigung? 

4 . A.ufgrund welcher bisherigen Maßnahmen ist ersichtlich, 
dah die Bundesregierung nicht bereit ist,, die Auswirkun-. 
gen und Konsequenzen der Seeschiffahrtspolitik der StäTats- 
hapdelsländer des Ostblocks für die deutschen Schiffahrts- 
unternehmen und der in diesem Bereich Beschäftigten hin- 
zunehmen? 

5. Was hat die Bundesregierung bisher getan, und welche 
. Maßnahmen oder Initiativen hält: sie 

a) national (bilateral), 

b.) im Rahmen der EG (z. B. Ausschuß nach Artikel 113), 

c) im GATT, 

d) . im Rahmen der OECD und in anderen multilateralen 

Organisationen 

für notwendig, und welche 'Maßnahmen beabsichtigt sie, 
davon auf diesen Ebenen zu ergreifen? 

6. Welche Maßnahmen anderer westlicher Schiffahrtsländer 
sind der Bundesregierung in diesem Zusammenhang be- 
kannt, mit denen diese Länder der wettbewerbspolitisch 
ruinösen Seeschiffahrtspolitik der Staatshandelsländer des 
Ostblocks entgegenwirken, und wie beurteilt die Bundes- 
regierung diese Maßnahmen? 

7. Was sind nach Auffassung der Bundesregierung die Grün- 
de dafür, daß die Schlußakte der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa vom 1. August 1975 

' ‘ keine Willensbekundung der Teilnehmerstaaten darüber 
enthält, welche Bedingungen auf den Seeschiffahrtsmärk- 
ten angestrebt werden sollen, während für andere Ver- 
kehrsträger entsprechende Aussagen enthalten sind? 

Binnenschiffahrt 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung 

a) die Aktivitäten von Staatsunternehmen des Binnen- 
schiffsverkehrs der Ostblockländer auf den einzelnen 
Teilbereichen des deutschen Wasserstraßennetzes ins- 
gesamt? 

b) das Ausmaß von Frachtraten-Unterbietungen durch 
diese Staatsunternehmen? 

c) die Auswirkungen auf die Marktposition der deutschen 
und westeuropäischen Binnenschiffahrtsunternehmen? 

9. Welche Erwartungen verbindet die Bundesregierung mit 
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der Erklärung in der Schlußakte der Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa vom 1. August 1975: 

a) die Teilnehmerstaaten „befürworten unter Achtung 

ihrer Rechte und ihrer internationalen Verpflichtungen 
die Beseitigung der Unterschiede zwischen den Rechts- 
vorschtiften, die Anwendung finden auf den Verkehr 
auf Binnenwasserstraßen, welche internationalen Kon- 
ventionen unterliegen, und insbesondere die Beseiti- 
gung der unterschiedlichen Anwendung dieser Rechts- 
vorschriften“? ^ - 

b) „sie ersuchen zü diesem Zweck die Mitgliedstaaten der 
Zentralkbmmission für die Rheinschiffahrt, der Donau- 
Kommission und anderer Gremien, die laufenden Ar- 
beiten und Untersuchungen weiterzuführen, insbeson- 
dere innerhalb der Wirtschaftskommission der Verein- 
ten Nationen für Europa“ ? 

10. Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
der zukünftigen Rhein-Mainrbonau- Verbindung 

a) die Probleme des Aufeinandertreffens östlicher und 
westlicher Binnenschiffsunternehmen? 

b) die Gefahr einer massiven Verdrängung westlicher 
Binnenschiffsunternehmen durch Frachtraten-Unterbie- 
tungen der Ostblock-Binnenschiffsunternehmen? 

S traßengü terverkehr 

11. In welchem Ausmaß sehen sich nach dem derzeitigen Er- 
kenntnisstand der Bundesregierung die deutschen Unter- 
nehmen des Straßengüterverkehrs mit dem Problem kon- 
frontiert, daß 

a) der Außenhandel mit Staatshandelsländern des Ost- 
blocks - soweit er im Straßengüterverkehr abgewickelt 
wird - sowohl im Empfang wie im Versand immer mehr 
mit deren eigenen Transportmittel durchgeführt wird? 

b) die Staatsunternehmen des Straßengüterverkehrs der 
Ostblockländer durch Frachtraten-Unterbietüngen ver- 
suchen, 

ba) in den deutschen Straßengüterverkehr mit dritten 
Staaten, 

bb) in den deutschen Binnenverkehrsmarkt des Stra- 
ßenverkehrs, 

einzudringen? 

12. Plant die Bundesregierung konkrete Maßnahmen auf 
nationaler (bilateraler) oder internationaler Ebene und 
wenn ja, welche, 

a) um den am Wettbewerbs- und Kostendeckungsprinzip 
orientierten deutschen Straßengüterverkehrs-Unterneh- 
men einen angemessenen Anteil am Transportvolumen 
des Außenhandels der Staatshandelsländer mit der 
Bundesrepublik Deutschland zu sichern? 

b) um ein durch Frachtraten-Unterbietüngen bewirktes 
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Eindringen von Staatsunternehmen des Ostblocks in 
den nationalen und grenzüberschreitenden deutschen 
Straßengüterverkehrsmarkt zu unterbinden? 

13. Welche Erwartungen verbindet die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang mit der Erklärung in der Schluß- 
akte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa vom 1. August 1975: „die Teilnehmerstaaten ver- 
leihen ihrem Willen Ausdruck, die Entwicklung des inter- 
nationalen Personen- und Güterverkehrs zu Lande sowie 
der Möglichkeiten einer angemessenen Teilnahme an die- 
sem Verkehr auf der Grundlage des gegenseitigen Vor- 
teils zu fördern" ? 

Spedition und Transportversicherungswesen 

14. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivitäten von 
Staatshandelsunternehmen des Ostblocks in der Bundes- 
republik Deutschland im Bereich der Spedition und ihre 
Auswirkungen auf die Marktposition der deutschen Unter- 
nehmer in diesem Bereich? 

15. Trifft es zu, daß im Handel mit Staatshandelsländern des 
Ostblocks die freie Wahl des Transport-Versicherers in 
der Regel nicht gegeben ist, wenn ja, mit welchen Maß- 
nahmen seitens der Staatshandelsländer wird diese freie 
Wahl eingeschränkt oder unterbunden, und was gedenkt 
die Bundesregierung dagegen zu tun? 

übergreifende Fragen 

16. Trifft es zu, daß die Bundesregierung bei Handelsvertrags- 
verhandlungen mit Staatshandelsländern des Ostblocks im 
Zweifelsfalle bereit war, die Transportdurchführung dem 
jeweiligen Vertragspartner zu überlassen? 

17. Aufgrund welcher Prinzipien sollen sich nach den Vorstel- 
lungen der Bundesregierung künftig auf den Verkehrs- 
märkten die Beziehungen zwischen Verkehrsunternehmen 
aus Staatshandelsländern und Verkehrsunternehmen aus 
Ländern mit marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnungen 
abwickeln? 


Bonn, den 27. November 1975 


Dr. Schulte (Schwäbisch Gmünd) 

Dreyer 

Dr. Narjes 

Dr. Müller-Hermann 

Dr. Jobst 

Sick 

Dr. Dollinger 
Dr. Riedl (München) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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